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Die sommerliche Zeit l�sst einen immer
gerne �ber Ferien nachdenken, also jene
sch�ne Zeit, in der sich beruflich wenig
bewegt. Wer sich f�r das Steuerrecht in-
teressiert – f�r andere Bereiche vermag
ich nicht zu sprechen –, dem kommt al-
lerdings irgendwann der Gedanke, ob
die Ferienzeit nicht vielleicht schon et-
was l�nger dauert: jedenfalls bei Gesetz-
gebung, Minsterien und Gerichtsbarkeit.

Sicher, auf den ersten Blick macht es
nicht den Eindruck: Da produzieren Mi-
nisterien umfangreiche Gesetzentw�rfe
(warum sind es eigentlich immer mehre-
re so kurz hintereinander?) und Gerichte
f�llen ein spannendes Urteil nach dem
anderen zu lebenswichtigen Details.
Trotz all dieser Emsigkeit herrscht aber
friedlichste Ferienzeit, wo es an das
Konzeptionelle geht, also um die Gestal-
tung der grundlegenden Strukturen des
Rechts.

Reformwillen ist mehr als genug vor-
handen! Aber welche Konzepte werden
dabei umgesetzt? Nehmen wir die letzte
gr�ßere strukturelle Reform: Da ent-
scheidet man sich im Jahre 2000, das
K�rperschaftsteuersystem zu ver�ndern.
Zielvorgabe war damals, im neuen K�r-
perschaftsteuersystem die Doppelbelas-
tung aus K�rperschaftsteuer und Ein-
kommensteuer weiterhin auf eine wirt-
schaftlich nur einmalige Belastung zu

begrenzen, diesmal nun allerdings euro-
pakonform und in pauschaler Form.
Folglich baut man das System auf die
Entscheidung auf, von einer typischen
Gesamtbelastung bei den K�rperschaf-
ten die erste H�lfte bei
der Entstehung des Ge-
winns zu vereinnah-
men (auf der KSt-Ebe-
ne), und dann mit der
zweiten H�lfte der Er-
tragsteuerbelastung
bis zur Gewinnaus-
sch�ttung zu warten
(deshalb die nur h�lfti-
ge ESt auf die ausge-
sch�tteten Dividen-
den!). Das und nichts
anderes legitimiert den KSt-Satz von
25 %. Ziemlich kurze Zeit sp�ter wird
dann der ESt-Spitzensatz weiter gesenkt,
aber der KSt-Satz bleibt seinerzeit un-
ver�ndert; die eigene Logik ist also of-
fenbar nicht wichtig. Noch viel erhellen-
der ist, dass unser Gesetzgeber in gar
nicht so großem zeitlichem Abstand
hierzu die Erkenntnis gewonnen hat,
dass auch die Doppelbelastung der Er-
tr�ge mit Einkommensteuer und Gewer-
besteuer von �bel sei, und deswegen
durch Anrechnung beseitigt werden
m�sse. Mit demselben Mechanismus
dann auch eine Anrechnung der Gewer-
besteuer auf die K�rperschaftsteuer um-
zusetzen, wird dann aber beim System-
wechsel verweigert, weil Kapitalgesell-
schaften ohnehin schon so wenig zahlen:
Das ist, da das neue KSt-System darauf
beruht, f�r K�rperschaften und Perso-
nenunternehmen eine gleich hohe Ge-

samtbelastung zu verwirklichen, immer-
hin �berraschend unlogisch: Hier hat ein
Gesetzgeber die Grundgedanken seines
eigenen Systems noch w�hrend des Ge-
setzgebungsprozesses selbst wieder ver-
gessen.

Ferienzeit herrscht aber auch, wenn es
um die Frage geht, ob irgendwelche poli-
tisch angedachten Konzeptionen letzt-
endlich tats�chlich funktionieren k�n-
nen: So wollen wir ja demn�chst die KSt
noch einmal m�glichst radikal senken,
um optisch neben Niedrigsteuerl�ndern
besser bestehen zu k�nnen. Sicher, es
mag ihn ja geben, den Investor, der sich
f�r Deutschland deswegen entscheidet,
weil Deutschland dann vielleicht 15 Pro-
zent KSt anbietet und die Slowakei im-
mer noch nur 19 Prozent. Ob gerade er,
der Preisbewusste, aber wirklich nicht in
Erfahrung bringen wird, dass es am Ende
wegen der Gewerbesteuer dann eben
doch 30 Prozent sind? Und was sagt uns
eigentlich die viel zitierte Lebenserfah-
rung dar�ber, wie diejenigen Leute rea-
gieren werden, die man der Zahl 15 an-
lockt, um ihnen dann im Kleingedruck-

ten zu verraten, dass
es am Ende dann
doch 30 sein werden?

Gut, �ber so etwas ist
noch Meinungsstreit
immerhin denkbar;
die wirklich span-
nenden Fragen der
Philosophie aber fin-
den sich dort, wohin
sich freiwillig ohne-
hin niemand verirrt:
Bei der Technik der

Berechnung der Gewerbesteuer. Wo
liegt der Sinn darin, den Gewerbeertrag
erst mit einer Messzahl von – meist – 5
Prozent klein zu rechnen, um davon
dann anschließend typischerweise 400
Prozent als Steuer einzufordern? Das
machte Sinn, als es noch galt, Ertrag, Ka-
pital und Lohnsumme zu einer einheitli-
chen Gr�ße zu aggregieren, denn damals
galt es zu gewichten. Wo aber nur noch
ein einziger Summand ist, da ist Gewich-
tung Unfug. Und sieht denn niemand
von denen, die mit Zahlen von 15, 19
oder 21 Prozent bei der KSt die Kapital-
anleger wider deren bessere Vernunft an-
locken wollen, dass diese dann von Steu-
ers�tzen wie 400 Prozent ebenso wider
jede Vernunft, aber umso st�rker, abge-
schreckt werden?

Dr. Norbert Dautzenberg, Aachen

Ferienzeit – Zeit des
konzeptionellen Stillstands?

Unabh�ngig von
den politischen Ziel-
setzungen sollte
eine Reform darauf
achten, eindeutige
konzeptionelle zu
Fehler vermeiden

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

